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1 Mindestlohn: Generalunternehmerhaftung, Aufzeichnungspflichten 

Mittlerweile ist hinlänglich bekannt, dass in Deutschland zum 1.1.2015 ein gesetzlicher Mindestlohn von 
brutto 8,50 € je Zeitstunde gilt. Auf diesen Mindestlohn haben alle Arbeitnehmer Anspruch gegenüber 
ihrem Arbeitgeber. Abweichungen vom gesetzlichen Mindestlohn sind durch Tarifverträge auf 
Branchenebene bis 31.12.2016 möglich.  

Generalunternehmerhaftung: Weniger bekannt ist hingegen, dass das Mindestlohngesetz eine 
Durchgriffshaftung für Mindestlohnverstöße bei vom Unternehmer beauftragten (Sub-)Unternehmen und 
deren Nachunternehmen schafft. Die Generalunternehmerhaftung betrifft also Fälle, in denen der 
Unternehmer Dritte einschaltet, um eine vertragliche Verpflichtung zu erfüllen, die er selbst gegenüber 
seinem Auftraggeber eingegangen ist – in denen er also als Generalunternehmer auftritt. Die 
Generalunternehmerhaftung beschränkt sich nicht auf bestimmte Branchen, sondern umfasst grundsätzlich 
alle Werk- und/oder Dienstleistungen, mit deren Erbringung ein Unternehmer einen anderen Unternehmer 
beauftragt. Ausnahmen vom Mindestlohn ergeben sich nur für solche Branchen und Tätigkeiten, die 
ausdrücklich aus dem Anwendungsbereich des Gesetzes herausgenommen sind. Unternehmer haften 
dann, wenn ein von ihnen beauftragtes Unternehmen oder dessen Subunternehmer den gesetzlichen 
Mindestlohn nicht zahlt. Ein Arbeitnehmer eines Subunternehmens, der den gesetzlichen Mindestlohn 
nicht erhält, kann den Netto-Mindest-Lohn beim Auftrag gebenden Unternehmer fordern und einklagen. 

Anmerkung: Die Haftungsregelung kann vertraglich nicht ausgeschlossen werden. Generalunternehmer 
müssen demnach durch eine sorgfältige Auswahl ihrer Vertragspartner dafür Sorge tragen, dass die 
weitreichenden Konsequenzen vermieden werden, und sich eventuell über andere Regelungen absichern. 

Aufzeichnungspflichten: Hier sei noch einmal angemerkt, dass Arbeitgeber in bestimmten Branchen 
verpflichtet sind, Beginn, Ende und Dauer der täglichen Arbeitszeit von bestimmten Arbeitnehmern 
spätestens bis zum Ablauf des siebten auf den Tag des der Arbeitsleistung folgenden Kalendertages 
aufzuzeichnen und diese Aufzeichnungen mindestens 2 Jahre aufzubewahren haben. Das gilt 
entsprechend für Entleiher, denen ein Verleiher Arbeitnehmer zur Arbeitsleistung überlässt. Die 
Aufzeichnungspflicht gilt grundsätzlich für alle Minijobber sowie für Arbeitnehmer im Bau-, Gaststätten- 
und Beherbergungs-, im Personenbeförderungs-, im Speditions-, Transport- und damit verbundenen 
Logistikgewerbe, im Schaustellergewerbe, bei Unternehmen der Forstwirtschaft, im 
Gebäudereinigungsgewerbe, bei Unternehmen, die sich am Auf- und Abbau von Messen und 
Ausstellungen beteiligen, sowie in der Fleischwirtschaft.  

Anmerkung: Erleichterte Aufzeichnungspflichten gelten nur für Arbeitnehmer mit ausschließlich mobilen 
Tätigkeiten, die keinen Vorgaben zu Beginn und Ende der täglichen Arbeitszeit unterliegen und die sich ihre 
tägliche Arbeitszeit eigenverantwortlich einteilen – wie z. B. Zeitungszusteller und Kurierdienste. In der 
Mindestlohndokumentationspflichten-Verordnung vom 18.12.2014 wird jedoch bestimmt, dass die 
Dokumentations- und Meldepflichten für Arbeitnehmer, deren regelmäßiges Monatsentgelt brutto mehr als 
2.958 Euro beträgt, nicht gelten. Diese Arbeitnehmer sind also von der Aufzeichnungspflicht der Arbeitszeit 
nach dem Mindestlohngesetz befreit. Nach neuesten Informationen soll die Grenze von 2.958 € aber 
weiter abgesenkt werden, um den bürokratischen Aufwand geringer zu halten. 

2 Dichtheitsprüfung einer Abwasserleitung als 
Handwerkerleistung steuerlich absetzbar 

Die Dichtheitsprüfung einer Abwasserleitung und damit die Erhebung des unter Umständen noch 
mangelfreien Istzustandes kann ebenso eine steuerbegünstigte Handwerkerleistung sein wie die 
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Beseitigung eines bereits eingetretenen Schadens oder vorbeugende Maßnahmen zur Schadensabwehr. 
Das entschied der Bundesfinanzhof mit Urteil vom 6.11.2014.  

Die Dichtheitsprüfung der Abwasserleitung dient der Überprüfung der Funktionsfähigkeit einer Hausanlage 
und ist damit als (vorbeugende) Erhaltungsmaßnahme zu beurteilen. Dies gilt auch dann, wenn hierüber 
eine Bescheinigung „für amtliche Zwecke“ erstellt wird. Denn durch das Ausstellen einer solchen 
Bescheinigung wird eine handwerkliche Leistung weder zu einer gutachterlichen Tätigkeit noch verliert sie 
ihren Instandhaltungscharakter. 

3 Verpflegungsleistung für Hotelgäste 

Für Umsätze aus Hotelübernachtungen, also der Vermietung von Wohn- und Schlafräumen, die ein 
Unternehmer zur kurzfristigen Beherbergung von Fremden bereithält, ermäßigt sich die Steuer auf z. Zt. 7 
%. Diese Steuerermäßigung gilt nicht für Leistungen, die nicht unmittelbar der Vermietung dienen – wie z. 
B. Frühstück, Parkgebühr, Schuhputzservice etc. –, auch wenn es sich um Nebenleistungen zur 
Beherbergung handelt und diese mit dem Vermietungsentgelt abgegolten sind. Das teilt das 
Bundesfinanzministerium in einem Schreiben vom 9.12.2014 mit. 

Verpflegungsleistungen sind demnach dem allgemeinen Steuersatz von z. Zt. 19 % zu unterwerfen. Das gilt 
auch dann, wenn die Übernachtungs- und Verpflegungsleistungen zu einem Pauschalpreis angeboten 
werden. 

Anmerkung: Aus Vereinfachungsgründen will es die Finanzverwaltung – auch für Zwecke des 
Vorsteuerabzugs des Leistungsempfängers – nicht beanstanden, wenn folgende in einem 
Pauschalangebot enthaltene nicht begünstigte Leistungen in der Rechnung zu einem Sammelposten (z. B. 
„Business-Package“, „Servicepauschale“) zusammengefasst und der darauf entfallende Entgeltanteil in 
einem Betrag ausgewiesen werden: Abgabe eines Frühstücks, Nutzung von Kommunikationsnetzen, 
Reinigung und Bügeln von Kleidung, Schuhputzservice, Transport zwischen Bahnhof/Flughafen und 
Unterkunft, Transport von Gepäck außerhalb des Beherbergungsbetriebs, Überlassung von Fitnessgeräten, 
Überlassung von Plätzen zum Abstellen von Fahrzeugen. Der auf diese Leistungen entfallende Entgeltanteil 
kann mit 20 % des Pauschalpreises angesetzt werden. 

Die Grundsätze sind in allen offenen Fällen anzuwenden. Es wird jedoch nicht beanstandet, wenn für vor 
dem 1.1.2015 ausgeführte Umsätze der Unternehmer Verpflegungsleistungen als selbstständige Leistung 
behandelt hat.  

4 Verluste bei Betätigungen im Bereich Kosmetik/Wellness/Gesundheit 
nicht immer steuerlich abziehbar 

Eine einkommensteuerlich zu beachtende Betätigung ist nur dann gegeben, wenn und soweit die Absicht 
besteht, auf Dauer gesehen nachhaltig Gewinne bzw. Einnahmenüberschüsse zu erzielen. Dabei ist im 
Wege einer Prognose auf das voraussichtliche Gesamtergebnis der Tätigkeit von deren Aufnahme bis zu 
ihrer Einstellung abzustellen und zu prüfen, ob der Steuerpflichtige die Absicht hat, über die Dauer der 
Tätigkeit gesehen einen Totalgewinn bzw. Totalüberschuss zu erzielen.  

Ist die Erwirtschaftung eines Totalgewinnes bzw. Totalüberschusses nicht zu erwarten und übt der 
Steuerpflichtige die verlustbringende Tätigkeit im Bereich seiner Lebensführung liegenden persönlichen 
Gründen oder Neigungen/Hobbys aus, so fehlt es an der erforderlichen Gewinnerzielungsabsicht. 
Entsprechend können auch angefallene Verluste im Zusammenhang mit der Tätigkeit nicht steuerlich 
angesetzt werden. 
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So hat das Finanzgericht Rheinland-Pfalz mit Urteil vom 24.9.2014 entschieden, dass nebenberufliche 
Dienstleistungen im Wellness- und/oder Schönheitsbereich, z. B. Vertrieb von Gesundheits-, Wellness-, 
Kosmetik- und Modeartikeln, Bodyforming, Nageldesign, Feng Shui, Qigong, Reiki, die über Jahre keine 
Gewinne abwerfen, keine gewerblichen Tätigkeiten darstellen und somit ein Verlustabzug auch nicht 
möglich ist. 

5 Freiberufliche Tätigkeit selbstständiger Ärzte auch bei Beschäftigung 
angestellter Ärzte 

Der Bundesfinanzhof (BFH) hat in ständiger Rechtsprechung, insbesondere zu Heilberufen oder 
heilberufsnahen Berufstätigkeiten, entschieden, dass die Mithilfe qualifizierten Personals für die 
Freiberuflichkeit des Berufsträgers unschädlich ist, wenn er bei der Erledigung der einzelnen Aufträge 
aufgrund eigener Fachkenntnisse leitend und eigenverantwortlich tätig wird. Dabei ist für einen Arzt zu 
berücksichtigen, dass er eine höchstpersönliche, individuelle Arbeitsleistung am Patienten schuldet und 
deshalb einen wesentlichen Teil der Dienstleistungen selbst übernehmen muss. Dafür reicht es i. d. R. aus, 
dass der Arzt aufgrund seiner Fachkenntnisse durch regelmäßige und eingehende Kontrolle maßgeblich auf 
die Tätigkeit seines angestellten Fachpersonals – patientenbezogen – Einfluss nimmt, sodass die Leistung 
den „Stempel der Persönlichkeit“ des Steuerpflichtigen trägt. 

Mit Urteil vom 16.7.2014 hat der BFH entschieden, dass selbstständige Ärzte ihren Beruf grundsätzlich 
auch dann leitend und eigenverantwortlich ausüben und damit freiberuflich und nicht gewerblich tätig 
werden, wenn sie ärztliche Leistungen von angestellten Ärzten erbringen lassen. Voraussetzung ist 
allerdings, dass sie die jeweils anstehenden Voruntersuchungen bei den Patienten durchführen, für den 
Einzelfall die Behandlungsmethode festlegen und sich die Behandlung „problematischer Fälle“ vorbehalten. 

Im entschiedenen Fall betreiben die Gesellschafter eine Gemeinschaftspraxis für Anästhesie in der 
Rechtsform einer GbR. Ihre Berufstätigkeit üben sie als mobiler Anästhesiebetrieb in der Praxis von Ärzten 
aus, die Operationen unter Narkose durchführen wollen. Jeweils einer der Gesellschafter führt eine 
Voruntersuchung durch und schlägt eine Behandlungsmethode vor. Die eigentliche Anästhesie führt 
sodann ein anderer Arzt aus. In den Streitjahren beschäftigte die GbR eine angestellte Ärztin, die solche 
Anästhesien nach den Voruntersuchungen der Gesellschafter in einfach gelagerten Fällen vornahm. 
Problematische Fälle blieben nach den tatsächlichen Feststellungen des Finanzgerichts den Gesellschaftern 
der GbR vorbehalten. 

Anmerkung: Das Finanzamt sah die Tätigkeit der GbR wegen Beschäftigung der angestellten Ärztin nicht 
als freiberufliche Tätigkeit der Gesellschafter an und ging deshalb von einer gewerblichen und damit 
gewerbesteuerpflichtigen Tätigkeit aus. Nachdem die Beurteilung der „Freiberuflichkeit“ in ähnlich 
gelagerten Fällen nicht immer ganz einfach ist, sollten sich betroffene Steuerpflichtige zwingend von uns 
beraten lassen.  

6 Einschränkungen beim Sonderausgabenabzug für Beiträge zu einer 
„Rürup-Rente“ beim Gesellschafter-Geschäftsführer 

Bedingt durch eine Gesetzesänderung können beherrschende Gesellschafter-Geschäftsführer einer GmbH 
als nicht rentenversicherungspflichtige Arbeitnehmer ihre für eine private Altersvorsorge in Form einer sog. 
„Rürup-Rente“ geleisteten Beiträge seit dem Jahr 2008 u. U. nur in (sehr) eingeschränktem Umfang als 
Sonderausgaben abziehen, falls sie daneben auch über eine Direktversicherung als betriebliche 
Altersversorgung verfügen. 

So hatte in einem Streitfall, der vor dem Bundesfinanzhof (BFH) ausgefochten wurde, die GmbH eines 
Gesellschafter-Geschäftsführers (GGF) bereits im Jahr 1992 zu seinen Gunsten eine Direktversicherung 
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abgeschlossen. Die vergleichsweise geringen Beträge beliefen sich im Streitjahr auf 1.534 € und wurden 
im Wege einer Gehaltsumwandlung erbracht. Zudem zahlte der GGF 22.050 € in einen „Rürup-
Rentenvertrag“ ein. Davon konnte er aufgrund der gesetzlichen Regelung letztlich nur 6.108 € anstelle von 
13.200 € als Sonderausgaben abziehen. 

Der Gesetzgeber hat mit Wirkung ab dem Jahr 2008 angeordnet, dass die Kürzung des 
Sonderausgabenabzugs im Fall der Gewährung von Zukunftssicherungsleistungen durch den Arbeitgeber 
nicht davon abhängt, ob und in welchem Umfang der Arbeitnehmer hierzu eigene Beitragsleistungen 
erbringt. Damit wird abweichend von der bisherigen Rechtsprechung des BFH z. B. ein GGF, der eine 
betriebliche Altersvorsorge erhält, bei der Kürzung des Sonderausgabenabzugs den 
rentenversicherungspflichtigen Arbeitnehmern und den Beamten ohne Rücksicht darauf gleichgestellt, ob 
sein Anspruch auf betriebliche Altersvorsorge vollständig auf eigenen Beiträgen beruht. Dass der 
Gesetzgeber zu einer solchen groben Typisierung berechtigt war, hat der BFH u. a. damit begründet, dass 
es (beherrschende) GGF in der Hand haben, ihre Altersversorgung zu gestalten und entsprechend auf die 
Auswirkungen der Gesetzgebung reagieren können.  

7 Übergangsregelung beim Reverse-Charge-Verfahren für Lieferungen von 
Edel- und unedlen Metallen 

Nach einem Schreiben des Bundesfinanzministeriums vom 5.12.2014 wird es bei Lieferungen von 
Edelmetallen (mit Ausnahme der Lieferungen von Gold, soweit sie bereits vor dem 1.10.2014 unter die 
Neuregelung fielen), unedlen Metallen, Selen und Cermets, die nach dem 30.9.2014 und vor dem 1.7.2015 
ausgeführt werden, beim leistenden Unternehmer und beim Leistungsempfänger nicht beanstandet, wenn 
die Vertragspartner einvernehmlich noch von der Steuerschuldnerschaft des leistenden Unternehmers 
ausgegangen sind. Voraussetzung hierfür ist, dass der Umsatz vom leistenden Unternehmer in zutreffender 
Höhe versteuert wird. 

8 „Schnäppchenpreis“ bei einer eBay-Auktion  

Der Bundesgerichtshof (BGH) befasste sich erneut in einer Entscheidung vom 12.11.2014 mit der Frage 
der Wirksamkeit eines im Wege einer Internet­Auktion abgeschlossenen Kaufvertrags, bei dem ein grobes 
Missverhältnis zwischen dem Kaufpreis und dem Wert der Kaufsache bestand.  

Danach rechtfertigt bei einer Internetauktion ein grobes Missverhältnis zwischen dem Maximalgebot des 
Käufers und dem Wert des Versteigerungsobjekts nicht ohne Weiteres den Schluss auf eine verwerfliche 
Gesinnung des Bieters. Es macht gerade den Reiz einer Internetauktion aus, den Auktionsgegenstand zu 
einem „Schnäppchenpreis“ zu erwerben, während umgekehrt der Veräußerer die Chance wahrnimmt, 
einen für ihn vorteilhaften Preis im Wege des Überbietens zu erzielen.  

Im entschiedenen Fall bot ein Autobesitzer seinen Gebrauchtwagen bei eBay zum Kauf an und setzte ein 
Mindestgebot von 1 € fest. Ein Bieter bot kurz nach dem Beginn der eBay-Auktion 1 € für den Pkw und 
setzte dabei eine Preisobergrenze von 555,55 €. Einige Stunden später brach der Verkäufer die eBay-
Auktion ab. Per E-Mail teilte er dem Bieter, der mit seinem Anfangsgebot Höchstbietender war, mit, er 
habe außerhalb der Auktion einen Käufer gefunden, der bereit sei, 4.200 € zu zahlen. Der Bieter begehrt 
Schadensersatz wegen Nichterfüllung des nach seiner Ansicht wirksam zu einem Kaufpreis von 1 € 
geschlossenen Kaufvertrags und macht geltend, der Pkw habe einen Wert von 5.250 €.  

Nach der Entscheidung des BGH ist der Kaufvertrag nicht wegen Sittenwidrigkeit nichtig. Besondere 
Umstände, aus denen auf eine verwerfliche Gesinnung des Bieters geschlossen werden könnte, hat das 
Gericht nicht festgestellt. Dass das Fahrzeug letztlich zu einem Preis von 1 € verkauft worden ist, beruht 
auf den freien Entscheidungen des Anbieters, der das Risiko eines für ihn ungünstigen Auktionsverlaufs 
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durch die Wahl eines niedrigen Startpreises ohne Festsetzung eines Mindestgebots eingegangen ist und 
durch den nicht gerechtfertigten Abbruch der Auktion die Ursache dafür gesetzt hat, dass sich das Risiko 
verwirklicht.  

9 Urlaub bei Wechsel in eine Teilzeittätigkeit mit weniger 
Wochenarbeitstagen  

Kann ein vollzeitbeschäftigter Arbeitnehmer vor seinem Wechsel in eine Teilzeittätigkeit mit weniger 
Wochenarbeitstagen keinen Urlaub nehmen, darf nach der Rechtsprechung des Gerichtshofs der 
Europäischen Union (EuGH) die Zahl der Tage des bezahlten Jahresurlaubs wegen des Übergangs in eine 
Teilzeitbeschäftigung nicht verhältnismäßig gekürzt werden. Das Argument, der erworbene Anspruch auf 
bezahlten Jahresurlaub werde bei einer solchen Kürzung nicht vermindert, weil er – in Urlaubswochen 
ausgedrückt – unverändert bleibe, hat der EuGH unter Hinweis auf das Verbot der Diskriminierung 
Teilzeitbeschäftigter ausdrücklich verworfen. Aufgrund dieser Rechtsprechung des EuGH konnte an der 
bisherigen Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts nicht festgehalten werden, nach der die 
Urlaubstage grundsätzlich umzurechnen waren, wenn sich die Anzahl der mit Arbeitspflicht belegten Tage 
verringerte. 

Sachverhalt: Ein Arbeitnehmer wechselte ab dem 15.7.2010 in eine Teilzeittätigkeit und arbeitete nicht 
mehr an 5, sondern nur noch an 4 Tagen in der Woche. Während seiner Vollzeittätigkeit im Jahr 2010 
hatte er keinen Urlaub. Der Arbeitgeber meinte, dem Arbeitnehmer stünden angesichts des tariflichen 
Anspruchs von 30 Urlaubstagen bei einer Fünftagewoche nach seinem Wechsel in die Teilzeittätigkeit im 
Jahr 2010 nur die 24 von ihm gewährten Urlaubstage zu (30 Urlaubstage geteilt durch 5 mal 4). Der 
Arbeitnehmer seinerseits vertrat die Ansicht, dass eine verhältnismäßige Kürzung seines 
Urlaubsanspruchs für die Monate Januar bis Juni 2010 nicht zulässig ist, sodass er im Jahr 2010 Anspruch 
auf 27 Urlaubstage habe (für das erste Halbjahr die Hälfte von 30 Urlaubstagen, mithin 15 Urlaubstage, 
zuzüglich der von ihm für das zweite Halbjahr verlangten zwölf Urlaubstage). 

Zwar regelt der für das o. g. Arbeitsverhältnis gültige Tarifvertag, dass sich der für die Fünftagewoche 
festgelegte Erholungsurlaub nach einer Verteilung der wöchentlichen Arbeitszeit auf weniger als 5 Tage in 
der Woche vermindert. Die Tarifnorm ist jedoch wegen Verstoßes gegen das Verbot der Diskriminierung 
von Teilzeitkräften unwirksam, soweit sie die Zahl der während der Vollzeittätigkeit erworbenen 
Urlaubstage mindert. 

10 Verdachtskündigung eines Berufsausbildungsverhältnisses  

Der dringende Verdacht einer schwerwiegenden Pflichtverletzung des Auszubildenden kann einen 
wichtigen Grund zur Kündigung des Berufsausbildungsverhältnisses darstellen, wenn der Verdacht auch 
bei Berücksichtigung der Besonderheiten des Ausbildungsverhältnisses dem Ausbildenden die Fortsetzung 
der Ausbildung objektiv unzumutbar macht.  

In dem vom Bundesarbeitsgericht (BAG) am 12.2.2015 entschiedenen Fall zählte ein Auszubildender, der 
eine Berufsausbildung zum Bankkaufmann absolvierte, das sich in den Nachttresor-Kassetten einer Filiale 
befindliche Geld. Später wurde ein Kassenfehlbestand von 500 € festgestellt. Nach Darstellung der Bank 
nannte der Auszubildende in einem Personalgespräch von sich aus die Höhe dieses Fehlbetrags, obwohl 
er nur auf eine unbezifferte Kassendifferenz angesprochen worden war. Die Bank hat das 
Berufsausbildungsverhältnis wegen des durch die Offenbarung von Täterwissen begründeten Verdachts 
der Entwendung des Fehlbetrags gekündigt. Der Auszubildende hält die Kündigung für unwirksam. Ein 
Berufsausbildungsverhältnis könne nicht durch eine Verdachtskündigung beendet werden. Auch fehle es u. 
a. an seiner ordnungsgemäßen Anhörung. Ihm sei vor dem fraglichen Gespräch nicht mitgeteilt worden, 
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dass er mit einer Kassendifferenz konfrontiert werden solle. Auf die Möglichkeit der Einschaltung einer 
Vertrauensperson sei er nicht hingewiesen worden.  

Die Richter des BAG kamen zu dem Entschluss, dass die Verdachtskündigung das Ausbildungsverhältnis 
beendet hat. In ihrer Begründung führten sie aus, dass es weder einer vorherigen Bekanntgabe des 
Gesprächsthemas noch eines Hinweises bzgl. der möglichen Kontaktierung einer Vertrauensperson 
bedurfte. 

11 Aufstockung eines Investitionsabzugsbetrags in einem Folgejahr 

Steuerpflichtige können für die künftige Anschaffung oder Herstellung eines abnutzbaren beweglichen 
Wirtschaftsguts des Anlagevermögens – unter weiteren Voraussetzungen (z. B. Investitionsvolumen nur 
bis zu 200.000 € pro Betrieb) – bis zu 40 % der voraussichtlichen Anschaffungs- oder Herstellungskosten 
gewinnmindernd abziehen (sog. Investitionsabzugsbetrag). 

In der steuerlichen Praxis war umstritten, ob ein Investitionsabzugsbetrag, der bereits in einem Vorjahr 
abgezogen worden war, ohne dabei aber die absolute Höchstgrenze von 200.000 € je Betrieb oder die 
relative Höchstgrenze von 40 % der voraussichtlichen Anschaffungs- oder Herstellungskosten zu 
erreichen, in einem Folgejahr des Dreijahreszeitraums bis zum Erreichen der genannten Höchstgrenzen 
aufgestockt werden darf. 

Diese Frage hat der Bundesfinanzhof nunmehr in seinem Urteil vom 12.11.2014 positiv beschieden. Zwar 
lassen sich nach seiner Auffassung weder im Gesetzeswortlaut noch aus der Systematik des Gesetzes 
eindeutige Anhaltspunkte für die eine oder die andere Auffassung finden. Sowohl die historische 
Entwicklung des Gesetzes als auch der Gesetzeszweck sprechen aber für die Zulässigkeit späterer 
Aufstockungen eines für dasselbe Wirtschaftsgut bereits gebildeten Investitionsabzugsbetrags.  

12 Unterschiedliche Beurteilung von Fahrten zwischen Wohnung und 
Betriebsstätten bei Selbstständigen 

Regelmäßige Fahrten eines Betriebsinhabers zwischen seinem häuslichen Büro und dem Sitz seines 
einzigen Auftraggebers stellen „Fahrten zwischen Wohnung und Betriebsstätte“ dar und können 
entsprechend nur mit der „Entfernungspauschale“ angesetzt werden; auf die Höhe der tatsächlichen 
Fahrtkosten kommt es hingegen nicht an. Diese Entscheidung traf der Bundesfinanzhof mit Urteil vom 
22.10.2014. 

Betrieblich genutzte Räume, die sich in der im Übrigen selbst genutzten Wohnung des Steuerpflichtigen 
befinden, können wegen ihrer engen Einbindung in den privaten Lebensbereich nicht als Betriebsstätte 
angesehen werden. 

Fahrtkosten eines Selbstständigen zu ständig wechselnden Betriebsstätten, denen keine besondere 
zentrale Bedeutung zukommt, sind mit den tatsächlichen Kosten und nicht nur mit der 
Entfernungspauschale abzugsfähig. Darauf legte sich der Bundesfinanzhof in seiner Entscheidung vom 
23.10.2014 fest. 

Im Unterschied zum Urteil des BFH vom 22.10.2014 lag bei der zweiten Entscheidung nicht nur eine 
Betriebsstätte vor, sondern ständig wechselnde Tätigkeitsorte und damit mehrere Betriebsstätten. Da 
keinem dieser Tätigkeitsorte eine zentrale Bedeutung beigemessen werden konnte, sind in diesen Fällen 
die Aufwendungen nicht auf die Entfernungspauschale von 0,30 € für jeden Entfernungskilometer 
begrenzt, wenn der Steuerpflichtige auf ständig wechselnden Einsatzstellen, unabhängig vom 
Einzugsbereich, tätig ist. In diesen Fällen sind grundsätzlich die tatsächlichen Aufwendungen für die 
Fahrten absetzbar. 
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Anmerkung: Auch nach der Änderung des Reisekostenrechts zum 1.1.2014 sind die Fahrtkosten zu ständig 
wechselnden Tätigkeitsorten grundsätzlich unbeschränkt als Betriebsausgaben abziehbar. Aufwendungen 
für die Wege zwischen Wohnung und Betriebsstätte sind jedoch keine Reisekosten. Ihr Abzug richtet sich 
nach den Regelungen zur Entfernungspauschale. 

13 Benzinkosten trotz Anwendung der 1-%-Regelung abziehbar? 

Nach einer Entscheidung des Finanzgerichts Düsseldorf vom 4.12.2014 sind die von einem 
Steuerpflichtigen selbst getragenen Benzinkosten, trotz Bewertung der privaten Nutzung nach der 1-%-
Methode, insgesamt als Werbungskosten abziehbar. 

Dies gilt für die auf berufliche Fahrten entfallenden Benzinkosten, weil sie zur Erzielung des in Barlohn 
bemessenen Teils des Arbeitslohns (Festgehalt und Provision) aufgewendet wurden und als durch diese 
Einnahmen veranlasste Werbungskosten abziehbar sind. Aber auch die für die Privatfahrten 
aufgewendeten Benzinkosten können als Werbungskosten steuerlich angesetzt werden, weil sie zum 
Erwerb von Sachlohn in Gestalt der privaten Kfz-Nutzung aufgewendet wurden. 

Der Abzug dieser Werbungskosten ist nicht deshalb zu versagen, weil der Wert der Privatnutzung nach der 
1-%-Regelung ermittelt wurde. Diese betrifft allein die Bewertung der Einnahme, nicht aber den 
Werbungskostenabzug. Es ist Sache des Arbeitnehmers, seine Werbungskosten nachzuweisen; eines 
Fahrtenbuches bedürfe es aber nicht. Durch den Abzug individueller Werbungskosten auch bei Anwendung 
der 1-%-Regelung wird die Ungleichbehandlung zwischen Arbeitnehmern, deren Arbeitgeber alle Kosten 
tragen, und Arbeitnehmern, die die Pkw-Kosten teilweise selbst tragen müssen, abgemildert. 

Anmerkung: Diese Entscheidung ist noch nicht rechtskräftig. Das Finanzgericht Düsseldorf hat die Revision 
zum Bundesfinanzhof (BFH) zugelassen (BFH Az. VI R 2/15), der dem Grund nach in seiner Entscheidung 
vom 18.10.2007 anderer Auffassung war. Betroffene Steuerpflichtige können nunmehr die Ausgaben in 
der Steuererklärung ansetzen und bei Ablehnung durch die Finanzverwaltung auf das anhängige Verfahren 
beim BFH hinweisen. Ob dieser nunmehr seine Meinung ändert, wird sich zeigen müssen. 

14 Schätzung der Besteuerungsgrundlagen bei fehlenden 
Buchführungsunterlagen 

Kann die Finanzbehörde die Besteuerungsgrundlagen des Steuerpflichtigen nicht ermitteln oder berechnen, 
darf sie sie schätzen. Das wird sie insbesondere dann tun, wenn der Steuerpflichtige über seine Angaben 
keine ausreichenden Aufklärungen zu geben vermag. Das Gleiche gilt, wenn der Steuerpflichtige Bücher 
oder Aufzeichnungen, die er nach den Steuergesetzen zu führen hat, nicht vorlegen kann oder wenn die 
Buchführung oder die Aufzeichnungen der Besteuerung nicht zugrunde gelegt werden. Auf ein Verschulden 
kommt es nicht an.  

Nach einer Entscheidung des Finanzgerichts Sachsen-Anhalt vom 2.7.2014 kann die Unschärfe, die jeder 
Schätzung anhaftet, im Allgemeinen vernachlässigt werden. Soweit sie sich zuungunsten des 
Steuerpflichtigen auswirkt, muss er sie hinnehmen, wenn er den Anlass für die Schätzung gegeben hat.  

Zur Schätzung werden die sog. amtlichen Richtsatzsammlungen der Finanzverwaltung verwendet. Diese 
sind zwar keine Rechtsnormen, sondern Anhaltspunkte, um Umsatz und Gewinn der Gewerbetreibenden 
zu verproben und bei Fehlen einer Buchführung zu schätzen. Andererseits ist mangels besserer 
Anhaltspunkte von den auf Erfahrungssätzen der einzelnen Branchen beruhenden Richtsätzen auszugehen, 
wenn auf Aufzeichnungen des Steuerpflichtigen nicht zurückgegriffen werden kann. Von den Richtsätzen 
kann oder muss jedoch wegen besonderer Verhältnisse des jeweiligen Betriebes abgewichen werden, 
wenn diese beweiskräftig aufgezeigt werden. 
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Anmerkung: Steuerpflichtige mit Gewinnen, die die Richtsatzsammlung der Finanzverwaltung weit 
übersteigen, könnten versucht sein, durch eine Schätzung anhand der Richtsätze Steuerersparnisse 
mitzunehmen. Werden aber über mehrere Jahre keine Gewinnermittlungen vorgelegt, kann die 
Finanzverwaltung die Schätzung um einen Unsicherheitszuschlag anheben. Des Weiteren könnte sie eine 
Betriebsprüfung oder sogar eine Fahndungsprüfung anordnen.  

15 Gewerbesteuerliche Abfärbewirkung von geringfügigen gewerblichen 
Einkünften bei Einkünften aus selbstständiger Tätigkeit 

Der Bundesfinanzhof (BFH) stellt in mehreren Urteilen vom 27.8.2014 klar, dass die Einkünfte einer 
Gesellschaft bürgerlichen Rechts (GbR), die hauptsächlich Einkünfte aus selbstständiger Arbeit erzielt und 
daneben in geringem Umfang eine gewerbliche Tätigkeit ausübt, dann nicht insgesamt zu gewerblichen 
Einkünften umqualifiziert – und damit nicht gewerbesteuerpflichtig – werden (sog. Abfärbewirkung), wenn 
die gewerblichen Umsätze eine Bagatellgrenze nicht übersteigt. 

In einem Fall waren die Gesellschafter der GbR als Rechtsanwälte und Insolvenzverwalter tätig. In einigen 
Fällen wurde in den Streitjahren jedoch keiner der Gesellschafter, sondern ein angestellter Rechtsanwalt 
zum (vorläufigen) Insolvenzverwalter oder Treuhänder bestellt.  

Der BFH sah die Rechtsanwalts-GbR als gewerblich tätig an, soweit sie einem angestellten Rechtsanwalt 
die eigenverantwortliche Durchführung von Insolvenzverfahren überträgt. Ihre Einkünfte werden dadurch 
jedoch nicht insgesamt zu solchen aus Gewerbebetrieb umqualifiziert, wenn die Nettoumsatzerlöse aus 
dieser auf den Angestellten übertragenen Tätigkeit 3 % der Gesamtnettoumsatzerlöse der Gesellschaft und 
den Betrag von 24.500 € im Veranlagungszeitraum nicht übersteigen. 

In einem weiteren Verfahren vom selben Tag verneint der BFH auch die Umqualifizierung der 
künstlerischen Tätigkeit einer GbR in gewerbliche Einkünfte, weil die gewerblichen Umsätze diese Grenzen 
nicht überschritten. Anders sah es der BFH in einem Verfahren ebenfalls vom gleichen Tag, in dem eine 
freiberuflich tätige Werbeagentur die o. g. Grenze mit den erzielten gewerblichen Umsätzen überschritten 
hatte. Hier wurden nunmehr auch die freiberuflichen Einkünfte in gewerbliche umqualifiziert. 

Anmerkung: Nach diesen Grundsatzentscheidungen führt eine gewerbliche Tätigkeit dann nicht zu einer 
Umqualifizierung der freiberuflichen in gewerbliche – und damit gewerbesteuerpflichtige – Einkünfte, wenn 
es sich um eine gewerbliche Tätigkeit von äußerst geringem Umfang handelt. Dies ist nach Auffassung 
des BFH dann der Fall, wenn sie wie vorhin erwähnt 3 % der Gesamtnettoumsätze der GbR und den Betrag 
von 24.500 € nicht übersteigen. Bitte beachten Sie, dass diese Grenze in der Praxis übers Jahr häufig 
schwer einzuschätzen und u. U. schnell überschritten ist. Bitte im Bedarfsfall durch uns beraten und sich 
Alternativen aufzeigen lassen! 

16 Aufwendungen für die Betreuung eines Haustieres als haushaltsnahe 
Dienstleistung steuerbegünstigt 

Das Finanzgericht Düsseldorf (FG) hat mit Urteil vom 4.2.2015 Tierbetreuungskosten als Aufwendungen für 
haushaltsnahe Dienstleistungen anerkannt und damit der Auffassung der Finanzverwaltung widersprochen. 

In dem entschiedenen Fall ließen Steuerpflichtige ihr Haustier (eine Katze) während ihrer Abwesenheit von 
einer Tier- und Wohnungsbetreuerin beaufsichtigen. Dafür bezahlten sie insgesamt 302,90 €. Die 
Rechnungen wurden per Überweisung beglichen. Mit der Einkommensteuererklärung beantragten sie eine 
Steuerermäßigung für die Inanspruchnahme haushaltsnaher Dienstleistungen. 
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Entgegen der Ansicht der Finanzverwaltung kam das FG zu dem Entschluss, dass die Versorgung von 
Haustieren einen engen Bezug zur Hauswirtschaft des Halters hat und deshalb von der 
Steuerbegünstigung für haushaltsnahe Dienstleistungen erfasst wird.  

Nach dieser Vorschrift ermäßigt sich die tarifliche Einkommensteuer auf Antrag um 20 % (höchstens 4.000 
€) der Aufwendungen für die Inanspruchnahme von haushaltsnahen Dienstleistungen, die im Haushalt des 
Steuerpflichtigen erbracht werden.  

Anmerkung: Wegen der grundsätzlichen Bedeutung hat das FG die Revision zum Bundesfinanzhof (BFH) 
zugelassen. Insofern ist diese Entscheidung noch nicht rechtskräftig. Das letzte Wort hat jetzt der BFH. 

17 TERMINSACHE: Zuordnung eines gemischt genutzten 
Gegenstandes/Gebäudes zum Unternehmen  

Ein Unternehmer kann die Umsatzsteuer für Lieferungen und sonstige Leistungen, die von einem anderen 
Unternehmer für sein Unternehmen ausgeführt worden sind, als Vorsteuer abziehen. Für das Unternehmen 
wird eine Leistung bezogen, wenn sie zur Verwendung für Zwecke einer nachhaltigen und gegen Entgelt 
ausgeübten Tätigkeit verwendet wird. 

Ist ein Gegenstand - also z. B. auch ein hergestelltes Einfamilienhaus - sowohl für den unternehmerischen 
Bereich als auch für den nicht unternehmerischen privaten Bereich des Unternehmers vorgesehen 
(gemischte Nutzung), muss der Unternehmer den Gegenstand seinem Unternehmen zuordnen. 

Die Zuordnung eines Gegenstands zum Unternehmen erfordert eine durch Beweisanzeichen gestützte 
Zuordnungsentscheidung, die zeitnah zu dokumentieren ist. Dabei ist die Geltendmachung des 
Vorsteuerabzugs regelmäßig ein gewichtiges Indiz für, die Unterlassung eines möglichen Vorsteuerabzugs 
ein ebenso gewichtiges Indiz gegen, die Zuordnung eines Gegenstands zum Unternehmen. Gibt es keine 
Beweisanzeichen für eine Zuordnung zum Unternehmen, kann diese nicht unterstellt werden! 

Der Bundesfinanzhof hat in mehreren Entscheidungen geklärt, dass die Zuordnungsentscheidung 
spätestens und mit endgültiger Wirkung in einer „zeitnah“ erstellten Umsatzsteuererklärung für das Jahr, in 
das der Leistungsbezug fällt, nach außen dokumentiert werden kann. Der letztmögliche Zeitpunkt hierfür ist 
der 31. Mai des Folgejahres. 

Bitte beachten: Erfolgt dies nicht, gilt das Gebäude insgesamt als nicht zugeordnet, sodass alle 
Leistungsbezüge bis zu einer evtl. Änderung der Zuordnung für den nicht unternehmerischen Bereich 
bezogen gelten und den Vorsteueranspruch ausschließen. Eine Berichtigung des Vorsteuerabzuges aus 
diesen Leistungsbezügen ist ebenfalls ausgeschlossen. 

Um die Gefahr des Verlustes des Vorsteuerabzugs zu vermeiden, sollte der Unternehmer spätestens bis 
zum 31. Mai des Folgejahres zwingend durch eine gegenüber dem Finanzamt abgegebene schriftliche 
Erklärung dokumentieren, dass er das Gebäude seinem Betriebsvermögen (zu empfehlen i. d. R. zu 100 %) 
zuordnen will. Bitte im Bedarfsfalle durch uns beraten lassen. 

18 Haftung bei Setzen eines Links zu einer weiteren Internetseite 

Das Setzen eines elektronischen Verweises (Hyperlink) zur Startseite eines fremden Internetauftritts – 
ungeachtet des empfehlenden Charakters eines solchen Links – genügt noch nicht, um anzunehmen, der 
Linksetzer habe sich mit einem irreführenden oder aus anderen Gründen gegen Anforderungen des 
Wettbewerbsrechts verstoßenden Inhalt des fremden Internetauftritts identifiziert. Das entschieden die 
Richter des Oberlandesgerichts Köln (OLG) in ihrem Urteil vom 19.2.2014. 
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Im entschiedenen Fall bot ein Facharzt für Orthopädie in seiner Praxis auch alternativmedizinische 
Behandlungsmethoden an. Auf seiner Internet-Seite warb er in der Rubrik „Implantat-Akupunktur“ für eine 
Behandlungsform, bei der dem Patienten an Akupunkturpunkten im Bereich der Ohrmuschel winzige 
Nadeln implantiert werden. Am Ende des Textes befand sich nach der Ankündigung „Weitere 
Informationen auch über die Studienlage finden Sie unter „www...de“ ein Link zur Startseite der Homepage 
eines Forschungsverbandes Implantatakupunktur. 

In ihrer Begründung führten die Richter aus, dass sich der Arzt mit seinem Hinweis zwar nicht eindeutig 
von den dort befindlichen Angaben distanziert hat. Aus der objektiven Sicht eines verständigen 
Durchschnittsnutzers hat er es aber nicht darauf angelegt, die Besucher seines Internetauftritts über den 
von ihm gesetzten Link gerade zu den beanstandeten Aussagen weiterzuleiten. 

19 Kündigung wegen Zigarettengeruchs im Treppenhaus  

Der Bundesgerichtshof (BGH) beschäftigte sich am 18.2.2015 in einer Entscheidung mit der Frage, ob der 
Vermieter ein Mietverhältnis wegen Störung des Hausfriedens in einem Mehrfamilien- und Bürohaus 
kündigen kann, wenn es im Treppenhaus durch Zigarettengerüche aus der Wohnung des rauchenden 
Mieters zu Beeinträchtigungen anderer Mieter kommt.  

Im entschiedenen Fall war ein 75-jähriger Mann seit 40 Jahren Mieter einer Wohnung. Der Vermieter 
kündigte das Mietverhältnis fristlos und hilfsweise fristgemäß, weil aus der Wohnung des Mieters, der dort 
täglich 15 Zigaretten rauchte, „Zigarettengestank“ in das Treppenhaus gelangte. Dies liegt daran, dass der 
Mieter seine Wohnung nicht ausreichend über die Fenster lüftet und die Aschenbecher in seiner Wohnung 
nicht leert.  

Der BGH stellte fest, dass eine Geruchsbelästigung der Mitmieter durch Zigarettenrauch, die ein Mieter 
durch einfache und zumutbare Maßnahmen (etwa die Lüftung über die Fenster) verhindern könnte, im 
Einzelfall eine Störung des Hausfriedens und eine Verletzung vertraglicher Nebenpflichten des Mieters 
(Gebot der Rücksichtnahme) darstellen kann, insbesondere wenn die Intensität der Beeinträchtigungen ein 
unerträgliches und gesundheitsgefährdendes Ausmaß erreicht. 

Ob eine die fristlose Kündigung rechtfertigende „nachhaltige Störung des Hausfriedens“ oder auch nur eine 
die ordentliche Kündigung rechtfertigende „schuldhafte nicht unerhebliche Verletzung vertraglicher 
Pflichten des Mieters“ vorlag, konnte der BGH nicht beurteilen, weil die vom Berufungsgericht 
vorgenommene Würdigung auf einer lückenhaften Tatsachenfeststellung beruhte.  

20 Rückabwicklung des Kaufvertrages bei nicht erwähnter Alufolie gegen 
Feuchtigkeit in der Wohnung 

Im Juli 2012 schlossen Käufer und Verkäufer einen Kaufvertrag über ein Hausgrundstück. Nachdem der 
Käufer in das Haus einzog, bemerkte er insbesondere im Wohnzimmer feuchte Stellen. Diese waren bei 
der Besichtigung des Gebäudes nicht zu erkennen gewesen.  

Der Käufer verlangte daraufhin die Rückabwicklung des Kaufvertrages, d. h. die Rückzahlung des 
Kaufpreises von 125.000 € gegen Rückgabe des Grundstücks und die Zahlung von Schadensersatz in 
Höhe von rund 16.000 €. Der Verkäufer verwies auf den im notariellen Vertrag vereinbarten 
Haftungsausschluss und lehnte beides ab. 

Das Oberlandesgericht Oldenburg gab dem Käufer in seiner Entscheidung vom 5.2.2015 Recht. Der 
Verkäufer konnte sich nicht auf den Haftungsausschluss berufen, weil er arglistig gehandelt habe. Er hat 
von der Feuchtigkeit gewusst und hätte den Käufer darüber aufklären müssen. Ein Sachverständiger stellte 
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fest, dass an den Wänden dieser Zimmer hinter der Tapete Alufolie aufgebracht worden war. Durch diese 
Maßnahme sollte das Feuchtigkeitsbild beseitigt werden.  

Neben der Rückabwicklung des Kaufvertrages und damit der Rückzahlung des Kaufpreises muss der 
Verkäufer nach dieser Entscheidung auch die Maklerkosten, die Grunderwerbsteuer und die Kosten für 
einen Sachverständigen dem Käufer erstatten. 

21 Videoüberwachung des Eingangsbereiches und der Treppenaufgänge 
eines privaten Bürogebäudes 

Der Eingangsbereich und die Treppenaufgänge zu Geschäftsräumen eines Bürogebäudes sind öffentlich 
zugängliche Räume im Sinne des Bundesdatenschutzgesetzes (BDSG). 

Die Videoüberwachung des Eingangsbereichs und der Treppenaufgänge zu den Geschäftsräumen eines 
Bürogebäudes durch fest installierte Mini-dome-Kameras ohne Zoom-Funktion und die kurzfristige 
Speicherung der Aufnahmen im sogenannten Black-box-Verfahren kann zur Wahrnehmung berechtigter 
Interessen – hier zur Verhinderung von Straftaten – nach dem BDSG erforderlich sein. 

22 Kurz notiert  

22.1 Vertrag über Erschließungskosten - keine Nachforderung bei verzögertem 
Straßenbau:  

Das Bundesverwaltungsgericht (BVerwG) hat am 21.1.2015 in mehreren Verfahren entschieden, dass 
Grundstückseigentümer, die sich mit der Gemeinde vertraglich über die von ihnen zu tragenden 
Erschließungskosten geeinigt haben, nicht für Mehrkosten herangezogen werden können, die im 
Wesentlichen inflationsbedingt entstanden sind. Das gilt insbesondere dann, wenn diese zu 
unangemessenen Ergebnissen zu Lasten des Bürgers führen. Eine Steigerung des 
Erschließungsaufwandes, die im Wesentlichen inflationsbedingt ist, stellt danach ein ablösungstypisches 
Risiko dar und begründet keinen Anpassungsanspruch der Gemeinde. 

 

Alle Beiträge dieser Mandanteninfo sind nach bestem Wissen zusammengestellt. Eine Haftung für deren Inhalt kann jedoch nicht übernommen werden. 
Eine Quellenangabe kann auf Wunsch zur Verfügung gestellt werden. Für Fragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung. 

23 In eigener Sache ... 

Stöbern Sie durch den Mandanten-Info und falls Sie hierzu Fragen oder auch andere Wünsche haben, sind 
das Team und ich selbstverständlich für Sie da. Für die nächsten Tage hoffe ich, dass wir alle ein bisschen 
Frühling erleben können und diese Zeit uns ein bisschen mehr Frohsinn und auch Zukunftsvertrauen 
schenkt. 

Des Weiteren hier noch der Hinweis, dass unsere Kanzlei an den Freitagen 15. Mai und 5. Juni jeweils 
nach den Feiertagen geschlossen bleibt. 

Liebe Grüße 

 

 

Christine Hartwig StBin  


